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BUNDESPRÄSIDENT�

„Wulff hat sich, nicht das Amt beschädigt“
Lebhafte Diskussion im studio dumont über die Affäre um das deutsche Staatsoberhaupt – Keiner will eine Direktwahl
VON TOBIAS PETER

Köln. „Christian Wulff hat über
Freunde einen Kredit bekommen –
in einer Zeit, die wirtschaftlich für
ihn schwierig war, weil er sich in
einem Scheidungsverfahren be-
fand.“ Ursula Heinen, Kölner
Bundestagsabgeordnete und
Staatssekretärin im Umweltminis-
terium, sagt’s – und schon schlägt
ihr Hohn aus dem Publikum entge-
gen. Das neue Verb „wulffen“, das
imVolksmund für „jemandem wü-
tend auf die Mailbox sprechen“
steht, unter CDU-Politikern heißt
es wohl eher: stellvertretend für
den Bundespräsidenten den Spott
entgegennehmen.

Unter dem Titel „frank und frei“
hat der „Kölner Stadt-Anzeiger“
im studio dumont mit einer neuen
Gesprächsreihe das politische Jahr
2012 begonnen. Chefkorrespon-
dent Joachim Frank, der dort künf-
tig regelmäßig Politiker und Leser
zusammenbringen wird, hat mit
Vertretern von CDU bis Linkspar-
tei durch eine Diskussion zu dem
Thema geführt, das derzeit die Ge-
müter bewegt: die Debatte über
Bundespräsident Wulff.

Viel Zündstoff also, doch der
ganz große Knall bleibt aus. Denn
während Heinen jemanden vertei-
digen muss, über den sie sich – wie
sie zugibt – auch selbst geärgert
hat, möchte auch die politische
Konkurrenz das Amt des Bundes-
präsidenten nicht beschädigen.
Statt platter Rücktrittsforderungen
gibt es also viele spannende Zwi-
schentöne. Der Kölner SPD-Chef
Jochen Ott wirft Wulff vor, den oh-
nehin geringen Kredit von Politi-
kern in der Bevölkerung weiter
vermindert zu haben – zulasten der
vielen, die ehrlich und oft ehren-
amtlich arbeiteten. „Die müssen
sich jetzt wieder alle fragen lassen:
Und welchen Kredit hast du be-
kommen?“, beklagt Ott. Ein Kar-
nevalspräsident bekomme Re-
spekt für seine Arbeit, die Men-
schen in den Bezirksvertretungen

zumeist nicht, fügt Ott hinzu. Da-
für erntet Ott Zustimmung vom
Publikum. Ebenso wie Heinen
Sympathie erhält, als sie in der De-
batte um die Rolle der Medien be-
richtet, wie sie nach ihrer Tren-
nung vom Ehemann von einer
Boulevard-Zeitung vor die Wahl
gestellt worden sei: „Entweder Sie
spielen mit und liefern uns ein
schönes Foto und eine gute Ge-
schichte mit dem neuen Partner –
oder die Berichterstattung über die
Scheidung fällt entsprechend ne-
gativ aus.“

Eine All-Parteien-Koalition im
studio dumont findet sich gar, als
jemand die Frage stellt, ob der
Bundespräsident künftig besser
vom Volk gewählt werden solle.
Nein, sagt der Bundestagsabge-
ordnete Matthias W. Birkwald von

den Linken. „Dann hätten wir eine
indirekt – also vom Parlament ge-
wählte – mächtige Kanzlerin, aber
einen direkt gewählten, mit weni-
gen Befugnissen ausgestatteten
Präsidenten. Das passt doch vorne
und hinten nicht zusammen.“ Da
kann auch der frühere Bundesjus-
tizminister Gerhart Baum (FDP)
nur zustimmen. Der macht sich
übrigens keine Sorgen, das Amt
des Bundespräsidenten könnte
nachhaltig ramponiert sein:
„Wulff hat sich selbst beschädigt,
aber doch nicht das Amt. Sobald
jemand kommt, der es wieder aus-
füllen kann, ist das alles verges-
sen.“ Bis dahin, weiß Joachim
Frank, wird es für den Steuerzah-
ler zumindest nicht allzu teuer. Ge-
rade einmal 37 Cent kostet der
Bundespräsident jeden Deutschen

im Jahr, hat er ausgerechnet. Da-
mit ist der Etat des gesamten Präsi-
dialamtes finanziert, inklusive al-
ler Zuwendungen für noch leben-
de Vorgänger. Gerade über den
Umgang mit Freundschaften gibt
es dann doch noch ein Scharmüt-
zel. Ein Zuschauer regt an, Politi-
ker sollten doch in den Fällen auf
Freundschaften verzichten, die In-
teressenskonflikte bedeuteten.
„Ich mache Energiepolitik“, sagt
Heinen. „Dann dürfte ich keine
Freundschaft mehr mit jemandem
haben, der mit diesem Thema im
weitesten etwas zu tun hat.“

Der LandtagsabgeordneteArndt
Klocke (Grüne) kontert: „Ver-
gleichbar mit der Causa Wulff wä-
re Ihr Fall nur, wenn Sie zwei Wo-
chen beim RWE-Vorstandsvorsit-
zenden Urlaub machen würden.“

Angeregte Diskussion im studio dumont BILD: MAX GRÖNERT

Alles wird veröffentlicht
Bundespräsident Christian
Wulff will die Fragen und Ant-
worten zu seiner Kreditaffäre
nun doch im Internet veröffent-
lichen. „Unser Mandant hat uns
beauftragt, zur Vervollständi-
gung unserer zusammenfassen-
den Stellungnahme auch die
Fragen der Presseorgane aus
den vergangenen Wochen zu
veröffentlichen, die diese zur
Veröffentlichung freigegeben
haben“, teilten Wulffs Anwälte
am Freitag in Berlin mit. Dies
gelte, soweit keine Persönlich-
keitsrechte verletzt würden.
Die Informationen würden
kommende Woche veröffent-
licht, teilte die Kanzlei mit. (rtr)

Auch die SPD wird langsam unglaubwürdig
Gebremste Attacken, taktische Angebote – die Sozialdemokraten können aus der Wulff-Affäre keinen Gewinn ziehen
VON KARL DOEMENS

Berlin. So viel Zuspruch erfährt
Sigmar Gabriel selten. „Ich habe
heute nicht am Neujahrsempfang
des Bundespräsidenten teilge-
nommen. In der aktuellen Situati-
on hätte ich das als unehrlich emp-
funden“, hatte der SPD-Chef am
Donnerstag auf seiner Facebook-
Seite erklärt. Mehr als 700 Leser
drückten bis Freitagnachmittag
den „Gefällt mir“-Button.

Doch richtig rund läuft die
Wulff-Affäre für die Sozialdemo-
kraten keineswegs. Das beweisen
nicht nur zahlreiche Facebook-
Kommentare, in denen Gabriel als
„Heuchler“ oder „Schaumschlä-
ger“ beschimpft wird. Das zeigt
vor allem das aktuelle ZDF-Polit-
barometer, bei dem die Union zwei
Punkte auf 36 Prozent zulegt, wäh-
rend die SPD bei 31 Prozent ver-
harrt. Drei Viertel der Deutschen
finden inzwischen, dass Kanzlerin
Angela Merkel gute Arbeit leistet.

Ein wenig ratlos sprach Frakti-
onschef Frank-Walter Steinmeier
bei der Abgeordnetenklausur am
Freitag hinter verschlossenen Tü-
ren von der „Abrissbirne“, die der-
zeit überall in der schwarz-gelben
Koalition wüte. Bloß der Regie-

rungschefin könne das alles nichts
anhaben. Da mögen die Genossen
noch so lautstark klagen, dass es
Merkel war, die Wulff ins Amt ge-
hoben hat – „das Ding kriegen wir
ihr nicht rübergeschoben“, klagt
ein Parteistratege.

Die Folgerungen, die Gabriel
und Steinmeier aus dem Dilemma
ziehen, sind freilich gegensätz-
lich: Während der Fraktionschef
fürchtet, die Wulff-Debatte werde
bald in eine öffentliche Empörung
über die Urheber der Kampagne
umschlagen und deswegen einen
zurückhaltenden Ton anschlägt,
schaltet der Parteichef einen Gang
hoch. Das klingt dann so: „Das,
was in den letzten Jahren einen
Bundespräsidenten ausgemacht
hat, repräsentiert er nicht mehr
und wird es auch nicht mehr reprä-
sentieren“ (Gabriel). Oder: „Es
wird ein sehr weiter Weg werden,
das notwendige Maß an Achtung
zurückzugewinnen“ (Steinmeier).
Eines aber haben beide Spitzenpo-
litiker gemein: Das Wort „Rück-
tritt“ scheuen sie – anders als kurz-
zeitig Generalsekretärin Andrea
Nahles – wie der Teufel das Weih-
wasser. Keinesfalls wollen die Ge-
nossen am Ende als Königsmörder
dastehen.

„Wir müssen aufpassen, dass wir
nicht selbst unglaubwürdig wer-
den, weil wir aus taktischen Grün-
den den Rücktritt nicht fordern“,
warnt der Kölner Abgeordnete
Karl Lauterbach. Tatsächlich
wirkt Gabriels argumentative
Achterbahnfahrt von der Warnung
vor einer Staatskrise im Falle des
Wulff-Rücktritts über harte Atta-
cken gegen den Bundespräsiden-
ten bis zum Angebot, gemeinsam
mit der Union nach einem geeig-
neten Nachfolger zu suchen, „oh-

ne daraus parteitaktische Vorteile
zu ziehen“, zumindest interpreta-
tionsfähig.

So schießen die Spekulationen
ins Kraut. Die „Bild“-Zeitung be-
richtete, Fraktionschef Steinmeier
werde „als Wulff-Nachfolger ge-
handelt“. Die „Frankfurter Allge-
meine“ spielt ein Szenario durch,
bei dem Merkel die FDP aus der
Regierung wirft und der SPD eine
große Koalition mit Gabriel alsVi-
zekanzler anbietet. Die Dementis
folgen auf dem Fuß: „Das halte ich

Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel und der SPD-Bundestagsfrakti-
onschef Frank-Walter Steinmeier. BILD: DAPD

„Aller überschritten“
Die „taz“ hat „Bild-“Chefredak-
teur Kai Diekmann in einem of-
fenen Brief einen Fragenkatalog
zur Rolle der „Bild“-Zeitung bei
der Mailbox-Affäre des Bundes-
präsidenten geschickt. Die „taz“
gab Diekmann bis kommenden
Montag um 16 Uhr Zeit, auf die
Fragen zu antworten. Der
„Bild“-Chef zögerte nicht lange
und antwortete schnell – ganz
im Stil der Original-Mailbox-
Nachricht von Bundespräsident
Christian Wulff. Für ihn und sei-
ne Sekretärin, so Diekmann, sei
„die Aller überschritten“. (ksta)

für eine Presseerfindung“, kom-
mentiert Gabriel. Und Steinmeier:
„Eine Veränderung der Koalition
wird es erst nach Wahlen geben.“

Tatsächlich dürfte es erhebliche
Widerstände gegen die erste Opti-
on in der Union und gegen die
zweite Option in der SPD geben.
Trotzdem könnten die Gedanken-
spiele für Gabriel reizvoll sein, da
er auf diese Weise die Kanzlerkan-
didatenfrage kurzerhand für sich
entscheiden könnte.
www.ksta.de/wulff
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AFGHANISTAN

Opiumproduktion
steigt weiter
Wien. Die Opiumproduktion in Af-
ghanistan ist laut einem UN-Be-
richt im vergangenen Jahr weiter
gestiegen. 2011 seien in Afghanis-
tan auf mehr als 131 000 Hektar
Schlafmohn angebaut worden,
hieß es in einem Bericht des UN-Bü-
ros gegen Drogen und Kriminalität.
Dies bedeute eine Zunahme der
Anbaufläche um sieben Prozent.
Die Menge des angebauten Schlaf-
mohns sei von 3600 Tonnen im Jahr
2010 um 61 Prozent auf 5800 Ton-
nen gestiegen. Der Wert des in Af-
ghanistan produzierten Opiums
stieg auf umgerechnet 1,1 Milliar-
den Euro. (afp)

NEONAZI-MORDE

Bundestag beschließt
Ausschuss
Berlin. Zur Aufarbeitung der Er-
mittlungspannen rund um die Neo-
nazi-Morde wird es einen Bundes-
tags-Untersuchungsausschuss ge-
ben. Die Parlamentarischen Ge-
schäftsführer aller Bundestagsfrak-
tionen sprachen sich am Freitag
zudem für eine Bund-Länder-Ex-
pertenkommission aus, um die Ver-
säumnisse der Sicherheitsbehör-
den aufzuarbeiten. Das teilte
Unions-Fraktionsgeschäftsführer
Peter Altmaier (CDU) am Freitag in
Berlin mit. Der Zwickauer Neonazi-
Zelle werden zehn Morde in ganz
Deutschland vorgeworfen. (dpa)

USA

Panetta zieht Truppen
aus Deutschland ab
Washington. Mit Blick auf die stra-
tegische Neuausrichtung der US-
Streitkräfte hat Verteidigungsmi-
nister Leon Panetta den Abzug von
etwa 7000 Soldaten aus Europa an-
gekündigt. Zwei der vier in Europa
stationierten Kampfbrigaden der
Bodenstreitkräfte sollten abgezo-
gen werden, sagte Panetta. Davon
dürften auch US-Standorte in
Deutschland betroffen sein, denn
der größte Teil der 41 000 Mann
starken US-Bodenstreitkräfte in
Europa ist hier stationiert. (afp)

SYRIEN

Demonstrationen
gegen Baschar al-Assad
Damaskus. In Syrien sind am Freitag
Zehntausende Menschen zur Un-
terstützung der oppositionellen
Freien Syrischen Armee (FSA) auf
die Straße gegangen. Allein in der
nordwestlichen Region Idleb de-
monstrierten nach Angaben der sy-
rischen Beobachtungsstelle für
Menschenrechte 20 000 Menschen
gegen Präsident Baschar al-Assad.
UN-Generalsekretär Ban Ki Moon
rief zu einem geschlossenen Vorge-
hen gegen Syrien auf. (afp)
> Leitartikel Seite 4

BIRMA

Lob für Freilassung
von Dissidenten
Rangun/Berlin. In ihrem Bemühen
um eine demokratische Öffnung
hat die Führung des politisch iso-
lierten Birmas erneut politische Ge-
fangene auf freien Fuß gesetzt. Die
Amnestie umfasse bis zu 650 Ge-
fangene, teilte ein Justizvertreter
am Freitag mit. Darunter seien
auch mehr als 300 politische Häft-
linge. Mehrere Köpfe der opposi-
tionellen „Generation 88“ kamen
auf freien Fuß. Die EU sprach von
einem „mutigen Schritt“, die Bun-
desregierung will sich für eine
schrittweise Aufhebung der EU-
Sanktionen einsetzen. (rtr, dpa)


